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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1971 Ausgegeben am 10. August 1971 85. Stück

2 8 9 . Bundesgesetz: Änderung des Wählerevidenzgesetzes 1970
2 9 0 . Bundesgesetz: Änderung des Dorotheums-Bedienstetengesetzes
2 9 1 . Bundesgesetz: Änderung der Zivilprozeßordnung und des Arbeitsgerichtsgesetzes
2 9 2 . Bundesgesetz: Neuerliche Änderung des Angestelltengesetzes
2 9 3 . Bundesgesetz: Neuerliche Änderung des Gutsangestelltengesetzes
2 9 4 . Bundesgesetz: Verbot des Einbringens von gefährlichen Gegenständen in Zivilluftfahrzeuge

2 8 9 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1971,
mit dem das Wählerevidenzgesetz 1970 ge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Wählerevidenzgesetz 1970, BGBl. Nr. 60,
wird wie folgt geändert:

1. § 6 hat zu lauten:

„§ 6. Die gemäß den §§ 7 und 8 mit dem
Einspruchs- und Berufungsverfahren befaßten
Gemeindewahlbehörden, Bezirkswahlbehörden
und Kreiswahlbehörden sind die nach den Be-
stimmungen der Nationalrats-Wahlordnung
1971, BGBl. Nr. 391/1970, jeweils im Amte be-
findlichen gleichnamigen Wahlbehörden. Sie sind
von ihren Vorsitzenden zur Entscheidung über
die eingelangten Einsprüche und Berufungen
mindestens einmal in jedem Kalendervierteljahr
einzuberufen. Liegen in einem Kalenderviertel-
jahr keine Einsprüche und Berufungen zur Ent-
scheidung vor, so hat die Einberufung der Wahl-
behörden für das betreffende Kalendervierteljahr
zu entfallen. Im übrigen finden auf diese Wahl-
behörden die einschlägigen Bestimmungen der
Nationalrats-Wahlordnung 1971 sinngemäß An-
wendung."

2. § 7 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Über den Einspruch hat außerhalb Wiens
die Gemeindewahlbehörde, in Wien die Bezirks-
wahlbehörde, zu entscheiden. § 7 des Allge-
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950
findet Anwendung."

3. § 8 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ober die. Berufung hat außerhalb Wiens
die Bezirkswahlbehörde, in Wien die Kreiswahl-

behörde, zu entscheiden. § 7 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 findet An-
wendung. Eine weitere Berufung ist unzulässig."

Artikel II

Bis zur Konstituierung der nach der National-
rats-Wahlordnung 1971, BGBl. Nr. 391/1970, für
die Wahl des Nationalrates gebildeten Wahlbe-
hörden sind die den Wahlbehörden nach diesem
Bundesgesetz obliegenden Aufgaben von den
nach der Nationalrats-Wahlordnung 1970, BGBl.
Nr. 61, bestellten Wahlbehörden (Einspruchs-
kommissionen) zu besorgen. Hiebei finden auf
diese Wahlbehörden (Einspruchskommissionen)
die Bestimmungen des Wählerevidenzgesetzes
1970, BGBl. Nr. 60, und der Nationalrats-Wahl-
ordnung 1970, BGBl. Nr. 61, Anwendung.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Inneres betraut.

Jonas
Häuser Rösch

2 9 0 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1971, mit
dem das Dorotheums-Bedienstetengesetz ge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Dorotheums-Bedienstetengesetz, BGBl.
Nr. 194/1968, zuletzt geändert durch Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 185/1970, wird wie folgt
geändert:
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1. Die Tabelle im § 6 Abs. 2 hat zu lauten:

2. § 6 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des Betriebsdienstes
der Dienststufen 6 bis 11 erhöht sich das nach
Abs. 2 für die Dienststufe 5 vorgesehene Gehalt
um

3. Die Tabelle im § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

4. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des Schätztechnischen
Dienstes der Dienststufen 5 bis 7 erhöht sich das
nach Abs. 2 für die Dienststufe 4 vorgesehene
Gehalt um

5. Die Tabelle im § 8 Abs. 3 hat zu lauten:

6. Die Tabelle im § 9 Abs. 2 hat zu lauten:
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7. Die Tabelle im § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

Artikel II

(1) Mit den neuen Bezugsansätzen gemäß
Art. I sind Ansprüche der Bediensteten des
Dorotheums auf Teuerungszulagen für die Zeit
nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
abgegolten.

(2) Abs. 1 gilt auch für Personen, die gegen-
über dem Dorotheum Anspruch auf Pensions-
versorgung haben.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1971
in Kraft.

(2) Art. I des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 185/
1970 tritt mit Ablauf des 30. Juni 1971 außer
Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Inneres betraut.

Jonas
Häuser Rösch

2 9 1 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1971, mit
dem die Zivilprozeßordnung und das

Arbeitsgerichtsgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Zivilprozeßordnung, RGBl. Nr. 113/1895,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 193/1967, wird wie folgt geändert:

1. Im § 448 werden die Beträge von „400 S"
durch die Beträge von „1000 S" ersetzt.

2. Der erste Satz im Abs. 2 des § 500 hat
zu lauten:

„Bestätigt das Berufungsgericht das Urteil der
ersten Instanz, abgesehen von seinem Ausspruch
über Nebenforderungen, und besteht der Streit-
gegenstand, über den das Berufungsgericht ent-
scheidet, nicht ausschließlich in einem Geldbetrag,
so hat es im Urteil auszusprechen, ob der Wert
des Streitgegenstandes 50.000 S übersteigt; gibt
es der Berufung ganz oder teilweise statt, so
hat es im Urteil auszusprechen, ob der davon
betroffene Wert des Streitgegenstandes 1000 S
übersteigt."

3. Der Abs. 2 des § 502 hat zu lauten:

„Gegen die Entscheidung des Berufungs-
gerichts

1. über die Bemessung des gesetzlichen Unter-
halts,

2. in Bagatellsachen und
3. über einen den Wert einer Bagatellsache an

Geld oder Geldeswert nicht übersteigenden
Streitgegenstand oder Teil des Streitgegenstandes
ist ein weiterer Rechtszug unzulässig."

4. Der Abs. 3 des § 502 hat zu lauten:

„Gegen ein bestätigendes Urteil des Berufungs-
gerichts ist die Revision unzulässig, wenn der
Streitgegenstand, über den das Berufungsgericht
entschieden hat, an Geld oder Geldeswert
50.000 S nicht übersteigt. Das gilt auch dann,
wenn das Berufungsgericht das Urteil der ersten
Instanz nur in seinem Ausspruch über Neben-
forderungen abgeändert hat."

5. Die Z. 2 des Abs. 1 des § 506 hat zu
lauten:

„2. die bestimmte Erklärung, inwieweit das
Urteil angefochten wird, die ebenso bestimmte
kurze Bezeichnung der Gründe der Anfechtung
(Revisionsgründe), die Erklärung, ob die Auf-
hebung oder eine Abänderung des Urteils und
welche beantragt wird (Revisionsantrag) und im
Fall des § 502 Abs. 2 Z. 3 die Angabe des
Wertes des nicht in einem Geldbetrag bestehen-
den Teiles des Streitgegenstandes;"

6. Dem § 506 wird als dritter Absatz folgende
Bestimmung angefügt:

„Erscheint dem Revisionsgericht die nach dem
Abs. 1 Z. 2 vorgenommene Bewertung über-
mäßig hoch gegriffen, so hat es, wenn eine
richtige Bewertung den Wert einer Bagatellsache
wahrscheinlich nicht überstiege, von Amts wegen
die ihm zur Prüfung der Richtigkeit der Wert-
angabe nötig erscheinenden Ermittlungen anzu-
stellen."
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7. Im Abs. 1 des § 527 wird der Betrag
von „1000 S" durch den Betrag von „2000 S"
ersetzt.

8. Im Abs. 1 des § 528 wird der Betrag
von „1000 S" durch den Betrag von „2000 S"
ersetzt.

Artikel II

Das Arbeitsgerichtsgesetz, BGBl. Nr. 170/1946,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 164/1950, wird wie folgt geändert:

Nach dem § 23 wird eingefügt:

„§ 23 a. Statt der im § 500 Abs. 2 und im
§ 502 Abs. 3 ZPO festgesetzten Beträge von
50.000 S ist jeweils derjenige Betrag maßgebend,
nach dem sich die sachliche Zuständigkeit des
Bezirksgerichts richtet (§ 49 Abs. 1 Z. 1 JN)."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. August
1971 in Kraft.

(2) Der § 448 und der § 502 Abs. 2 Z, 2 und 3
sowie der § 506 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 3 ZPO
in der Fassung dieses Bundesgesetzes sind in
Rechtsstreitigkeiten nicht anzuwenden, in denen
die Streitanhängigkeit (§ 232 ZPO) beim Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes bereits begründet
ist; im übrigen ist der Art. I dieses Bundes-
gesetzes nicht anzuwenden, wenn die Frist zur
Erhebung eines Rechtsmittels gegen die Ent-
scheidung der ersten Instanz vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes zu laufen begonnen
hat.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Häuser Broda

2 9 2 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1971,
mit dem das Angestelltengesetz neuerlich

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Angestelltengesetz vom 11. Mai 1921,
BGBl. Nr. 292, wird in folgender Weise geändert:

1. Der § 23 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Der Anspruch auf Abfertigung besteht,
vorbehaltlich des § 23 a, nicht, wenn der Ange-
stellte kündigt, wenn er ohne wichtigen Grund
vorzeitig austritt oder wenn ihn ein Verschulden
an der vorzeitigen Entlassung trifft."

2. Nach dem § 23 ist einzufügen:

„§ 23 a. (1) Der Anspruch auf Abfertigung
besteht auch dann, wenn das Dienstverhältnis bei
Männern nach Vollendung des 65. Lebensjahres,
bei Frauen nach Vollendung des 60. Lebensjahres
durch Kündigung seitens des Angestellten endet,
sofern das Dienstverhältnis mindestens zehn
Jahre ununterbrochen gedauert hat.

(2) Eine nach dem Abs. 1 gebührende Abferti-
gung kann in gleichen monatlichen Teilbeträgen,
beginnend mit dem auf das Ende des Dienstver-
hältnisses folgenden Monatsersten, gezahlt wer-
den. Eine Rate darf die Hälfte des der Bemessung
der Abfertigung zugrunde liegenden Monatsent-
geltes nicht unterschreiten.

(3) Weiblichen Angestellten, die nach der
Geburt eines lebenden Kindes innerhalb der
Schutzfrist (§ 5 Abs. 1 Mutterschutzgesetz, BGBl.
Nr. 76/1957) austreten, gebührt die Hälfte der
nach dem § 23 Abs. 1 zustehenden Abfertigung,
höchstens jedoch das Dreifache des monatlichen
Entgeltes, sofern das Dienstverhältnis mindestens
fünf Jahre ununterbrochen gedauert hat. Bei
Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes (§ 15
Mutterschutzgesetz) ist der Austritt spätestens
innerhalb von sechs Monaten nach der Nieder-
kunft zu erklären.

(4) Im Sinne des § 23 zulässige Vereinbarungen,
die eine Anrechnung von Versorgungsleistungen
auf Abfertigungsansprüche oder bei Zahlung
einer Versorgungsleistung den gänzlichen oder
teilweisen Wegfall der Abfertigung vorsehen,
gelten auch für Abfertigungsansprüche nach den
Abs. 1 und 3. Bei Anwendung des Albs. 2 ruhen
jedoch solche Versorgungsleistungen nur für die
Monate, für die die Abfertigung gebührt.

(5) Im übrigen gilt der § 23 sinngemäß."

3. Im § 29 Abs. 2 letzter Satz ist der Klammer-
ausdruck „(§ 23)" durch „(§§ 23 und 23 a)" zu
ersetzen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. August
1971 in Kraft.

(2) Für Angestellte, die bei Dienstgebern be-
schäftigt sind, die den Gewinn nach dem § 4
Abs. 3 EStG 1967, BGBl. Nr. 268, ermitteln,
vermindert sich der nach dem § 23 a Abs. 1 ge-
bührende Abfertigungsanspruch um die Hälfte,
wenn das Dienstverhältnis in der Zeit vom
1. August 1971 bis 31. Dezember 1973 endet.

(3) Bestehende, für die Angestellten günstigere
Vereinbarungen bleiben unberührt.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Häuser Broda



85. Stück — Ausgegeben am 10. August 1971 —Nr. 293 und 294 1621

2 9 3 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1971,
mit dem das Gutsangestelltengesetz neuerlich

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gutsangestelltengesetz vom 26. September
1923, BGBl. Nr. 538, wird in folgender Weise
geändert:

1. Der § 22 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Der Anspruch auf Abfertigung besteht,
vorbehaltlich des § 22 a, nicht, wenn der Dienst-
nehmer kündigt, wenn er ohne wichtigen Grund
vorzeitig austritt oder wenn ihn ein Verschulden
an der vorzeitigen Entlassung trifft."

2. Nach dem § 22 ist einzufügen:

„§ 22 a. (1) Der Anspruch auf Abfertigung
besteht auch dann, wenn das Dienstverhältnis bei
Männern nach Vollendung des 65. Lebensjahres,
bei Frauen nach Vollendung des 60. Lebensjahres
durch Kündigung seitens des Dienstnehmers
endet, sofern das Dienstverhältnis mindestens
zehn Jahre ununterbrochen gedauert hat.

(2) Eine nach dem Abs. 1 gebührende Abferti-
gung kann in gleichen monatlichen Teilbeträgen,
beginnend mit dem auf das Ende des Dienstver-
hältnisses folgenden Monatsersten, gezahlt wer-
den. Eine Rate darf die Hälfte des der Bemessung
der Abfertigung zugrunde liegenden Monatsent-
geltes nicht unterschreiten.

(3) Weiblichen Dienstnehmern, die nach der
Geburt eines lebenden Kindes innerhalb der
Schutzfrist (§ 75 b Abs. 1 Landarbeitsgesetz,
BGBl. Nr. 140/1948) austreten, gebührt die
Hälfte der nach dem § 22 Abs. 1 zustehenden
Abfertigung, höchstens jedoch das Dreifache des
monatlichen Entgeltes, sofern das Dienstverhält-
nis mindestens fünf Jahre ununterbrochen ge-
dauert hat. Bei Inanspruchnahme des Karenz-
urlaubes (§ 75 h des Landarbeitsgesetzes) ist der
Austritt spätestens innerhalb von sechs Monaten
nach der Niederkunft zu erklären.

(4) Im Sinne des § 22 zulässige Vereinbarungen,
die eine Anrechnung von Versorgungsleistungen
auf Abfertigungsansprüche oder bei Zahlung
einer Versorgungsleistung den gänzlichen oder
teilweisen Wegfall der Abfertigung vorsehen,
gelten auch für Abfertigungsansprüche nach den
Abs. 1 und 3. Bei Anwendung des Abs. 2 ruhen
jedoch solche Versorgungsleistungen nur für die
Monate, für die die Abfertigung gebührt.

(5) Im übrigen gilt der § 22 sinngemäß."

3. Im § 29 Abs. 2 letzter Satz ist der Klammer-
austdruck „(§ 22)" durch „(§§ 22 und 22 a)" zu
ersetzen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. August
1971 in Kraft.

(2) Für Dienstnehmer, die bei Dienstgebern
beschäftigt sind, die den Gewinn nach dem § 4
Abs. 3 EStG 1967, BGBl. Nr. 268, ermitteln,
vermindert sich der nach dem § 22 a Abs. 1 ge-
bührende Albfertigungsanspruch um die Hälfte,
wenn das Dienstverhältnis in der Zeit vom
1. August 1971 bis 31. Dezember 1973 endet

(3) Bestehende, für die Dienstnehmer günsti-
gere Vereinbarungen bleiben unberührt.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Häuser Broda

2 9 4 . Bundesgesetz vom 13. Juli 1971
betreffend das Verbot des Einbringens von
gefährlichen Gegenständen in Zivilluftfahr-

zeuge

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Das Einbringen von Waffen, Munition,
Sprengmitteln und sonstigen gefährlichen, zur
Vornahme einer Angriffshandlung geeigneten
Gegenständen in Zivilluftfahrzeuge von Luft-
beförderungsunternehmen durch Fluggäste und
Flugbesatzungsmitglieder ist verboten.

(2) Mit Zustimmung des Luftbeförderungs-
unternehmens können solche Gegenstände jedoch,
sofern ihre Beförderung nicht gegen andere
Rechtsvorschriften verstößt, in jenen Räumen
von Luftfahrzeugen, die während des Fluges
nicht zugänglich sind, untergebracht werden.

§ 2. Das Verbot nach § 1 gilt nicht für Per-
sonen, die mit der Besorgung von Sicherheits-
aufgaben in Luftfahrzeugen während des Fluges
betraut sind, in Ausübung ihres Dienstes, sofern
sie von der obersten Zivilluftfahrtbehörde des
Staates, in dem diese Luftfahrzeuge registriert
sind, hiezu schriftlich ermächtigt sind.

§ 3. (1) Zur Durchsetzung des Verbotes nach
§ 1 Abs. 1 können von den Sicherheitsbehörden
besonders geschulte, schriftlich ermächtigte Per-
sonen Fluggäste und Flugbesatzungsmitglieder
sowie das Gepäck von Fluggästen und Flugbe-
satzungsmitgliedern durchsuchen.

(2) Die im Abs. 1 erwähnte Urkunde ist der zu
durchsuchenden Person auf deren Verlangen vor-
zuweisen.

§ 4. (1) Wer dem Verbot nach § 1 zuwider-
handelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und
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ist von der Bezirksverwaltungsbehörde, in Orten,
für die eine Bundespolizeibehörde besteht, von
dieser, mit einer Geldstrafe bis zu 30.000 S
oder mit Arrest bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Waffen, Munition, Sprengmittel und son-

stige gefährliche, zur Vornahme einer Angriffs-
handlung geeignete Gegenstände, die den Gegen-
stand einer nach diesem Bundesgesetz strafbaren
Handlung bilden, sind ohne Rücksicht darauf,
wem sie gehören, für verfallen zu erklären.

(4) Kann keine bestimmte Person verfolgt
werden, so ist auf den Verfall selbständig zu
erkennen.

(5) Die verfallenen Gegenstände gehen in das
Eigentum des Bundes über.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Inneres betraut.

Jonas
Häuser Rösch


